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AUSZUG AUS DEM PROTOKOLL DES REGIERUNGSRATES 
__ ·:J;)ES KANTONS.SOLOTHURN .. , __________ _:: __ 

·,·, ..... --~· -··· .. - .. 

VOM 

22. Januar 1971 Nr. 315 

I. . ; .. -. 

·lVlit Beschluss Nr. 3168 vom 17. 6. 1966 hat der Regierungsrat den 

Strassen- und Baulinienplan "Ausbau BE1hnhofplatz Solothurn" geneh

migt. In jenem Plan wurde die Baulinie auf Gemeindegebiet der_ Stadt 

Solothurn._ Emf der Nördseit.e der Luzernetrasse auf 8 m vÖm hinteren 
·.-- . 

. Troi;i;oirrand. fe_e.tgelegt; · doch:· wurde damals bereits festgehalten, 

dass ·~erHegiel?ungsrat einem·speziellen.Bebauungsplan der Elin~cihner
gemeinde Solothurn, der namen~lich für das von Roll-Areal eine Vor-

verlegung der Baulinie um etwa 3 m VOJ:'Sehen würde, zust.immen. kö-nnte. 
·-. . '. 

Beim Ausbau d.er-- LÜ:ze:rnstrasse hat es· sich gezeigt, dass ein Ba-q,~ 

linienab~_tand von ·8 m, ·Q.?.J'. v.o.m. StandpUnkt.~--des- &tc:rn.ssenb~us:·:,:aus !nicht 
. --~ - .. - . . - -· . -··· .. . - .. 

erforderlich ist, schwerwiegende Inkonv.9ni-e-n:zen>:trn:a ·Eingriffe bei . . 

der bestehenden und möglichen Ueberbauung:. im Stadtgebiet,. zwischen 

d~rWaffenplatz- und BechburgS:t±iasse.zur Folge :hab~~-wü.i~e. Das Bau

Departement hat deshalb eine.Ve:i'ringerung des Th:luiinienabstandes auf 

5 m in Erwägung gezogen, dies auch uin eihe Anpa~surig.an die Baulinie 
. .. 

und an die be~tehende UeberbaU.üng-auf dem angrenzenden Gebiet der 

Gemeinde Zuchw,:il zu erzielen~ · · 

Der neue Strassen- und Baulinienplan "Ausbau Luzernetrasse T 92 in 

· · Solothurn" ü3t 'l:n der Zeit ~öm 28. S~ptember bis 28. Okt.ober 1970 

auf .dem 'Stadtbauamt Soloth~rn und ~uf.dem ka:ntonalen Tiefbauamt in 
. . 

Solothurn öffentlich aufgelegt worden. Innert der Auflagefrist gingen 

drei Einsprachen ein, nämlich· von: · · · 

__ 1. Erbengemeinßchaft Renfer, vertre-ien·durch die Herren Dres Fritz 

J.U?-:<tViktor Egger, Fürsprecher und"Nötare·, Gurzeingas-se 31, 

SOlOthurn .·. 
. r ., <.; :-

_;,_ '· .. '.; 
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2. Stiftung Pensionskasse der Arbeit~r der Gesellschaft der Ludw. 

von Roll'schen Eisenwerke AG Gerlafingen, vertreten durch Herrn 

Dr. Fritz Reinhardt, Fürsprecher und Notar, Gurzeingasse 27, 

·· Solothurn 

3. Frau Dora Hert - Nagel, Olten, vertreten durch Herrn Dr. Max 

Reber,Fürsprech und Notar, Gurzeingasse 12, Solothurn. 

Das Bau-Departement führte am 18. November und 18. Dezember 1970 

:in Solothurn Einspracheverhandlungen durch. · ;> 

II. 

Sämtliche Einsprecher. s:i..n<i Grundeig_entümer in dem; durch den:· Plan 

berührten Gebie.t ... der Stadtgemeinde Solot~urn. Die -Einsprachen: würden 

fristgerecht e:i,..p.gereiqht, weshalb auf sie einzutret~n ist • · ~ ~:· f 

III. 
•r•• • 

Der Regierung~rat stellt fest und zieht in Erwägung: 

1. Einsprache der E:r;-bengemeinsc.haft Renfer, Eigentü.Inerin <von.: 

Grundbuch Solothurn .Nr •. 1880 ... , ...... 

··-· ······· 

_J:~_der Einsprache wird angeführt, dass durch die neue·Baulinie 

an d~:r.W~stseite des Grundstückes 0.50 m und an der Südseite· 

1.50 m unübe.rb(3.ubar würden. Es wird von der zuständigen Behörde 

eine. verbiri:d:l,iche Zus;Lcherung gewünscht, wonach eine· grössere 

Bauhöhe, a:l_s sie das heutige Gebäude aufweise,. zugestanden wer-
. ·~.·:·. 

den sollte. Andernfalls werde für. den Verlust an Baugrund:: und 

( 

( 

Bauvolumen eine finanzielle Abfindung verlangt. (Die im Pl~n fest-. i .. ·. . . . . . . . . . .. J.:t 

gele·gten Baulinien sind. mit den ':Erben R_enfer im Jahre .1999 ver-

einbart worden~~. Schreiben· des Bau-Dep13.rtementes yom 28.10.69 
an::H~rrn Dr. :BrÜg~~r.) 

Vorerst muss grundsätzlich festgehalten werden, dass im-vorliegen

den :f?.lanauflageverfghren die Frage11 dei'_ .. ~nt._~??:~d_?.:~~-en _n~cht zur 
Behan<J.J..c~g gel~:mgen; .diese sind im gesetzlichen Schätzungsverfah-

. ··.· '.'. .' . . . 

ren zu erledigen. Die südliche Baulinie ist aufgrund :von Verhand

lungen zwischen dem Bau-Departement und der Erbengemeinschaft 
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Renfe.r _f'es.tgelegt worden. Das Grundstück bleibt durchaus überbau

bar. Von einer materiellen Eri.teignung dürfte, nebenbei gesagt, 

nicht-mehr die Rede sein • .An der Einspracheverhandlung vom l8.ll. 

1970 wurde vom Bau-Departe_ment die Zusicherung gegeben, dass, so

lange das Q:ebäude nicht abgebrochen wird, an diesem al.le werter

haltenden Reparaturen ohne Einschränkung ausgeführt werden können, 

wobei der Begr;iff werterhaltend immer sehr grasszügig ausge·legt wird. 

Im übrigen können auch wertvermehrende, bauliche Investitionen auf

grundeines Näherbaureverses jederzeit ohneBedenk.embewilligt wer

den. Eine Erhöhung_ der Ausnützungsziffer könnte nur. durch ei.. nen 

speziellen .Bebauungsplan erreicht werden. Dafür ist jedoch (iie 

Einwohnergemeinde Solothurn zuständig. Es·muss der; Erbengemeinschaft 

Renfer überlassen bleib.e_n, mit einem entsprechenden Gesuch an die 

Behörden der .Stadt Solothurn, zu ge:)..;an,gen. -Die . Eins.prache ist daher 

abzulehnen, soweit darauf' einzutreten ist. · · 

·3. Einsprache der Stiftung Pensionskasse der Arbeiter- der Ge·sellschaft 

der Ludw. von Roll' sehen :Eisenwerke· .AG -Gerlafingeri, Eigentümerin 

von Grund buch Solothurn Nt.·· 1367 .· ·· · 

-· 
Die ~inspre~herin hat d.ie- Rechtsbegehren geste.l;l t, der Plan sei 

nicht zu genehmigen, eventuell sei im Falle der Plangenehmigung das 
. . . . : . . . . 

vom Bau-Departement bei der. kantonalen Schätzungsko~i~sion mit 

Eingabe vom 13.2.1970 ei!lgeleitete Schätzungsverfahren gegen die 
. . . . .. ; .. . ., . .. . ; .. 

Grurideigentümerin auf'zuheben. Es wird-im wesentlichen al'lgeführt, dass 

durc}+ ... den vorliegenderi···:pi~ri,. d~r vom -R,egier~gsrat mit ·~e~~hluss 
Nr. 3168 vom 17.6.1966 g~n~hrrligte St;asse~...;·und Baulin~e~~i~~ abge

ändert .werde. Der Verla~f &~r-·Durchgan~s_strasse T 92 llnd · d·~·~ !·Trottoirs 
. - .·. .. . '. . . .. - . . . .. . ·. .·. ~-~ _ ... c·::: ._ ..... 

an der Nordseite habe eine l\1ehrbeanspruchung des G:r;-undeigentums der 

Einsprecherin zui. F;lge ~ .. Die · erst- im Ja~r~ 1966 fe.stge.s~tz~~n Stras

seniinien würden·au~·sachfl~h-nicht gerechtfertigten;G-rÜJld~n_zum 
Na~hteil der Grundei~:~rii/tk~;in. verändert.· und .zudem e~~~-;~-~ ~m Falle 

.de;· Plangenehmigu.ng d.i~: G~ndi~~-en d-es . zur Zeit b~i --de~ ·~~~~analen 
. :.- .. : . .. . .~ _.,. " .. -.''' ' .·'-:· ·-· . . ,._ .. - ~~-J~-~:-~-' 

Schätzungskommission hängigen, vom Bau-Departeme:q_,t eingeleiteten 

Schätzungsverfahrens ebenfalls eine Aenderung. Es wird dargetan, 
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dass die Einsprecherin durch. den rechtskräf·tig f'estges·etzten Plan 

1966 einen sehr starken Eingriff in ihr Grundeigentum erleide~ Garnäss 

.·. Landerwerbsplan, dem das Bau-Departement der Schätzungskomrri:i.ssion 

eingereicht habe, müssten ab GB Nr. 1367 2400 m2 Land abgetreten 

werden. Durch die Abänderung desPlanes 1966 im vorliegenden,ileuen 

P1an 9 werde die zugemutete Landabtretung nochmals erhöht .• ·Für .die 

Nichtgenehinigung·des angefochtenen Planes spreche auchfolgende 

Ueberlegung: vfie das Bundesgericht festgestellt habe, diene ein 

Bebauungsplan nicht·nur dazu, die bauliche Entwicklung zu lenken, 

sondern er diene auch der· Rechtssicherheit. Ein Plan sei deshalb 

nur aus gewichtigenGründen abzuändern und·insbesondere weise das 

Bundesgericht darauf hin, dass bei Abwägung der·Gründe auch die 

Dauer der Zeit. zwischen dem Erlass und der Abänderung des Planes 

von~Bedeutung seinkönne und dass dabei auch der im Verwaltungs

recht geltende Grundsatz von Treu imd Glauben zu beachten sei 

(BGE. 90 I 333, )3GE 94 I 351) •. Sollte der angefochtene Bebauungs-
. . ........ -~ .. . . .........• ···- -··--···. .. .. . ·····-···---~·--'"····-··· .......... -.. '. -~- ... -- . ·--- ·······-- - .... . ,. . . . .- .... . 

. plan trotz dies.er Einwände genehmigt werdeJ:1., so müsse die Einspre-
. . ........ ·-·- ...... ~ ... .. . ..... .... ...... .. .. . "._ -···---··-··· ·-- . .. ... . ... ... . . -. . ... . .._ ··-··'" . -- . --~ . . .. -- .. . •... 

cherin darauf aufmerksam machen,. dass damit die Grundlagen de$ 
. . ·-- ........ . 

hängigen Entegnungsverfahrens hinfällig würden. Anstelle des 

Eri.teig:hurigsti tels 1966 mit Landerwerbsplan 1966 würd.e bei Geneh

rri.igu.ng des Planes 1970 ein neuer Enteignungstitel treten und dem

zufolge auch ein neuer Landerwerbsplan. Das Vorgehen d·es Bau-

( 

Departementes, ein Enteignungsverfahren einzuleiten und seinen ( 

Gang nehmen zu lassen, um nachher·während der Ifangigkeit des Ver

fahrens die Rechtsgrundlage der Enteignung abzuändern, sei rechts

staatlich nicht haltbar. Der allgemeine und allgemein gültige 

Grundsatz der Gesetzmässigkeit der Verwaltung lasse eiri solches 

·Vorgehen nicht zu es sei den, dass bereits eingeleitete Verfahren 

würde mit allen Konsequenzen rückgängig gemacht. Die von der Ein

sprecherin zur Begründung ihres Standpunktes im Verfahren vor 

Schätzungskommission angestellten Berechnungen über die·Ausnützungs

differenz vor und nach der Enteignung würden nämlich durch die mit 

dem Bebauungsplan 1970 vorgesehene Art der Enteignung beeinfltisst. 
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Deshalb habe die Einsprecherin bei der kantomilen Schätzungskommis

sion·gleichzeitig das Gesuch um Sistierung des dort hang:igen Ver-

··· fahreris· bis zum Entscheid über die vorliegende .Einsprache einge-

.. ·· . reicht. Es sei de~ Einsprecher in gänzlich unbekannt, welche sach

lichen Gründ·e nach hloss 4 Jahren für eine Verringerung des Bau

lin.ienabstandes längs der Luzernstrasse von 8 auf 5 m sprächen, 

die jedemfalls für· eine Stras.se von der Verkehrsbedeutung der Lu

zernstrasse (4-spurige Zubringerstrasse zu e1ner Autobahn) ·einmalig 

sei Und den grundlegenden Usarizen, ·welche.sonst bei der Fest

setzung von Baulinien'an Strassen dieser Bedeutung gelten, zu

wider -l.L.efen. Die Einsprecherin möchte nicht annehmen, dass diese 

Vorverlegung der Baulinie in irgendeihem:zusarrimenhang.niit dein vom 

Bau-Departement im hängigen Schätzungsverfahren eingi3nb:t&a:enen 

·Standpunkt hinsichtlich der Entschädigimgs:Irage stehe. Es vierde 

daher die projektierte Abänderung d·er Baulini·e als Urizuiä~sig 

betrachtet. Sollte diese Abänderung trotzdem genehmigt werden, 

so halte die Einsprecherin in ·aller Form fest, ·dass· es allem 

Grundsätzen des Planungsrechts.und dem auch' von der Verwaltung zu 

befolgenden Grundsatz vo:h Treü 'lind Glaubei1 (BGE 88 I 148, 89 I 
435, 94 I 351) · wid~ersprechen Wii:r'de~ ··1ifen:n die· kantonalen Bauorgane 

in einigem Jahren~ naöhderrC das·.· erwähnte Schätzungsverfahren einmal 

abgeschlossen sei; aazi.t kömme:n'~sk>llte, d.ie :tragl'i6:he ·:Baihinie 

{ . wieder we·i ter in das Grundstück d~r Eil:isprech."erin hinein zu ver-

legen. Ein derartiges, widersprüchliches V~rgehen musste sich 

die Einsprecherin im gegebenen Fa11 ·entschi~den ·widersetzen.·· 

Mündlich wurde vom Vertreter der Einsprecherin ·auch geltend ·ge-
. . 

macht, die Luze:rnstrasse sei in bundesrechtlicher und in sub~ 

·:ventionsrechtlicher Hinsicht als Hauptstrasse ~u klassieren Ur1d 

Ill,ÜSse deshalb nach den Bundesvorschrift-en einen Baulini.enahstand 

von: 20 m ab S.trassenmi tte aufweisen. Auch in dieser Hinsicht. s.ei . . . 
die Reduktion der Baulinie von 8 .. auf 5 m nicht haltbar; sie stelle 

eine Verletzung der Subventionsvorschriften des Bundes dar. 

Zu die.sen Ausführungen ist festzuhalten: 

Dem Begehren der Einsprecherin vom 28.10.1970 um Sistierung des 

hängigen Schätzungsverfahrens durch die kant. Schätzungskommission 
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bis zum Entscheid über die Genehmigung des vorliegenden neüen 
' Strassen- und Baulinienplanes hat das Bau-Departement mit'Brief 

vom 3.11.1970 aus Gründen der Zweckmässigkeit zugestimmt~ Tm R-

·gieru,ngsratsbeschluss Nr. 3177 vom 18.6.1968 ist eine Vereinbarung 

zwischen der Einsprecherin und dem Bau-Departementfestgehalten 

worden, nach welcher dem Staate gestattet wurde, die Luzernstrasse 

vor Erledigung der streitigen Entschädigungsfrage gernäss dem 

massgebenden Ausbauplan auszubauen. Dieses Projekt hielt sich mit 

kleineren, durch das detaillierte Studium be.dingten und in der 

Praxis unvermeidlichen Abweichungen an den Strassen- und Baulinien

plc;m, der mit.Regierungsratsbeschluss Nr. 3168 voml7.6ol96"6 ge- ( 

neh):nigt wqrden.ist. Darin_war eine Landabtretung·von ungefähr 2400 m2 

vqrgesehent nach Durchführung des Strassenausbaues im Einver

ständni.s mit d.er Grundei_gentümerin von GB Nr. 1)67 dürfte die Land

beanspruchung ca. 70 m2 mehr betragen. Die Abweichung liegt dabei im 

Rahmen,. der sich aus dem üblichen "Vorbehalt des genauen Ausmasses 
' 

ergibt. Der Vertreter der Einsprech~rin·stellte an der Einsprache

verh~:n,dlung vom 18.11.1970 das Begehren, es sei durch.den Geometer 

ein genauer Mutationsplan zu erstellen. Das, Plangenehmigungsver

fahren sei erst dann durchzuführen, wenn das -Ausmass der m2 Bean

spruchung durch Geometeraufnahmen festgestellt sei. Diesem vJ'unsche 

hat das kaJ:ltonale Tiefbauamt insoweit entsprochen, als der zu

ständige Grundbuchgeometer mit der.Vermarkung beauftragt wurde. Der( 

entsprec;Q.ende. JYiutationsplan wird nach der Auskunft von Berrn Geo

mete! J~ker des städt. Katasteramtes im Laufe des Monats Januar 71 

ausgefertigt und .zugestellt. Dieser Punkt der Beschwerde ist somit 

erledigt im Sinne der getroffenenVereinbarung. 

Die Einsprecherin wehrt sich gegen die Aenderung der Baulinie des 

Planes 1966; si:e bezeichnet dieses Vorgehen als im Rechtsstaat 

Sol_othurn einmalig . und unhaltbar. Das Vorgehen des Bau-Depa~tementes 

beruht auf' folgendem Sachverhalt~ 

Bel der Genehmigung des Bebauungsplanes im Jahre 1966 hatte der 

Regierungsrat die Baulinientiefe von 8 m·als gerechtfertigt er-
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klärt, aber bereits angetönt, dass eine .Anpassung an stä,dtebau

liche Bedürfnisse .möglich sei •. Dabei sicherte. er bereits zu, dass 

er ·einer Zurücknahme der Baulinie in einem eventuellen speziellen 

Bebauungsplan der Stadt Solothurn um 3 mzustimmen würde. Die 

·stadt Solothurn hat aus Gründen, die hier nicht zu behandeln 

sind, bis heute einen solchen ·Bebauungsplan nicht aufgelegt. 

Gegen, die Baulinie des Jahres 1966 erhoben inzwischen die Er,ben 

des Fritz Renfer sel. Opposition und verlangten wiedE?.rP;olt die 

Vorverlegung .der rechtsgültigen Baulinie. a'Uf' ihrem Grundstück 
. . . ·. . ~ ' 

.GB .Nr. 1880. Sie machten gel ten<l, dass dadurch ihre Hausli~.gen

schaft, die sie verkaufen. möchten, sta_rk., ~:n_twert.e:t werde. Sie . . . . . ' . . .·... '·'· '..... . . . 

verlangt~n ein Entgegenkommen, d,a die :.Luzer.p,stra.sse nun ja y.oll-
. . . .. . . . .' ·- .. - . 

stäp.dig ausß~pa,u~ sei_ und .ihnen ei:ne d_er.ar._ti.;g~ .. '1-~~r.,t.e,i~plfßSE! 
.: . . .. . . . .• •. • . . • ... .. . . .. . '·· ·-· . . . -. - • ... . J. . -. ····~ 

nicht zugemt:l:tet_ ,we:r.:den kön,n_e. In der. Tat _$p;recl+e.P.. ke:i.,;n.e Gründe 
. . ,· :. · .. ·... .. . . . '· . ·.' ...... ' ...... ,·' 

.dafür, nac:P, d_em.. vollständigen UlJ.d endg:Ul tigen A.,usbau der Luzern-
. ~ . . . . . ' . . . ·- .... · . 

strasse .Baulinien von 8 m Tiefe au.;frechtzuerha1ten, die von 
.. .... " 

keinem überzeugenden und einleuchtenden. öffentlichen Zwecke ... 
. . ' ' 

gefordert w_erden._ Wegen. der anschliessenden,. vorgesc}J,obenen 

Uebe_rbauung in ßer Gemeinde Z.uch_wil _könnte. ein Stra,ssenabstand 

auf e.ine ansehnliche und vernünf_tige Länge nich-t ID:eh;r' verwirk-
·.;.: .. 

licht_ werden •. Z.utreffend f.ühr:t .da.ß Schreiben des A.lntes für 

Strassen und ]'lussbau vom 4. 12. 1970 .aus: 
- . 

"Mit Ihrem Schreiben (Bau-Departement) haben Sie uns einen Bau
l:lnienplan f'i.i:0 dievom Eidg-. --Departement des Innern am 15~4.1970 
genehmig-te Teilstrecke Bahnhöfplatz ·Solo'thurn bis Stadtgrenze 
Zuchwi1 der T 92 zugestellt mit demGes:uch,dem vorgesehenen 
Baulüiferiabstand von 5, 00 'm ab hinterkant Trottoir' zuzus-timmen. 

Nach Prüfung der vorliegenden Unterlageil beehi-en wir uns, Ihnen 
folgendes mi tzut.eilen: 

Wir haben zur Kenntnis.genommen, dass einerseits· die Einhaltung 
eines Baulinienabstandes .von 20 m ab Str?ssenmi tte ...,. ~mtsprechend 
unsere.n Richtlinien für. NE:manlagen: - eine_n Mehraufwand für. Liegen
schaftserwerb und Entschä~ig®ger(f,ür Mind~rwert von Grundstücken 
von'rund Fr. 900'.000.~;..; bedingt_._ Andererseits ist zu :berücksichtigen, 
dass dieser Baulinienabstand beim. in Frage stehenden Strassenaus-
bau in Solothurn wegen der weiter östlich be.stehenden lJebe:rbauung 
ohnehin nicht durchgehend eingehalten. werden könnte. Aus d,iesen 

. Gründen können wir uns Ihrem: Vorschlag, einen Ba-qlinienabst:::md 
·von 5,00 m ab hinterkant ·Trottoir für. die Teilstr:ecke Bahnhö:fplatz 
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Solothurn bis Stadtgrenze Zuchwi1 festzulegen, anschliessen u::hd 
··den neuen Baulinienplan vom 26. Mai 1970 genehmigen." 

·wenn auch die im Schreiben des .ASF genannten Zahlen durchaus 

unverbindliche Schätzungen sind, ist doch aus der eindeu.". 

tigen Stellungnähme ersichtlich, dass die Bundesbehörde die in 

Frage stehende Reduktion der Baulinie als zweckmässig ·:beg:r;-üsst. 

Mit guten Gri,irl.den hat es.das Bau-:-Departement für angemessen und 
fair betrachtet, die bereits im Regierungsratsbeschluss·vöm 17.6.1966 

für möglich be~eichnete Vorverlegung der ~aulinie nun aUbh gegen-
. .. . 

übE;Jr den Erben Renfer zu verwirklichen. Au.s Grühden der Billigkeit 

und der Rechtsgleichheit wurde im. gieiche~ Verfahren·-~uch·- auf 
. . . . .. ' . . : ( 

GB Nr. 1367 .. die Baulinie um 3 m zurückgenommen und· zwar -krift 

eigenen Planungsrechtes des Staates. Dass'aies vor dem Abschluss 
. . 

. - . 

des Schätzungsverfahrens erfolgt ist, muss als zweckmässig bezeich-

net werden. Es zeigt sich freilich heute, -.dass es wohl richtiger 

gewesen wäre, den Bebauungsplan mit der neuen BaUJ..l,nie früher auf

zulegen, allein es schien zu weit zu gehen, die Stadt Solothurn 

zur Auflage eines speziellen Bebauungsplanes zu zwingen. Aus 

dem. Hinweis im Regierungsratsb~sch1uss Nr. 3168/1966, dass die 

städtebauliche Frage durch die Stadt Solothurn zu erledigen sei, 
. . ' . 

kann keineswegs ein Verzicht des Staates auf seine gesetzlichen 

Planungsrechte hergeleitet werden.' Die Einsprecherin beruft sich 

auf die bundesgerichtliche Praxis,_ um nachzuweisen, dass es ( 
. . 

nicht angef1E3, Baulinien ohne triftige Gründe nach kurzer Zeit 

. abzuändern. Es entgeht ihr dabei, dass die Luzernstrasse voll 

ausgebaut ist, so dass den Baulinien für den weiteren Strassen

ausbau nicht mehr dieselbe Bedeutung zukommt. Der zitierte Bun

de~gerichtsents_cheid 90 I 333 führt aus: 

"Bei Prüfungder dagegen erhobenen Einwendungen fällt in Betracht, 
dass ein Strassen- und Baulinienplan entgegen den Ausführungen 
der kantonalen Instanz nicht (materiell) rechtskräftig wird; .er 
ist vielmehr grundsätzlich jed~erzeit abänd.erbar •. Im Interesse der 
Rechtssicherheit haben die Planungsbehörden sich jedoch bei der 
.Aenderung _der Pläne Zurückhaltung aufzuerlegen. Der -Plan dient 
nicht,nur dazu, die bauliche Entwicklung eines Gebietes im öffent
lichen Interes.se· in be.stirrimte :Bar..nen zu 1€mken; er soll zugleich 
auch den einzelnen Grundeigentümern gestatten, ihr Land best-
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möglich ~U:sz1:mützen. Beiden Aufgaben wird der Plannur dann 
gerecht, wenn er eine gewisse Bel:jltän~igk~it aufweist. Ein :Plan _ 
t~t deshalb nur. aus. gewichtigen Grilllde:ri ·abzuändern. Ob solche :_ 
vbrliegen, haben die Planungsbehorde:h''in Abwägung der- sich gegen
überstehend~n Interessen nach pflichtgemässem Ermessen zu ent-
scheiden. 11 . · -. (: 

D~raus ergibt sich, dass eine Abanderi.mg eines Bebauungsplanes 

recht wohl m.öglich ist, wenn nach.pflichtgemässem Ermessen gute 

Gründe vorliegen. Die bessere Ausnützung des Bodens durch den . ... . .. . . 

Grundeig~nt-Umer ist offenbar ein solcher beachtlicher Grund, der 

auch ber~i ts im Regierung.srat:sbeschl~ss Nr. 3i68/1966 a~getönt 
worden ist. Damals ist b'ereits auf di~ ZweckmäSsigkeit eines 

- . 
speziellen·B~bauungspla!les, der die Baufreih~it des Grundeigen-

··- ' ·. . . . .. '. .. . .... -·-

tüm~rs.erweitern sollte, ausdrücklich hingewiesenworden.Warum 

Treu_ und. Glaub-en. verletzt w~rd~n- k'önri.eri: ·w:enn fm gesetzlich vor

gesÖhriebenen Verfahren dem <:trund(3ige:h~üiner e·ine grössere Ueber

bauUngsmöglichkei"t gegeben w:ird,L_i~t unerfindlidh. 

Es ist _ni?ht unbedingt e~nleuchtend, warum sich die Grundeigen

tümerin gegen die IViögliöhk:eit.'wiehrt, ihi- Land auf eine TiEife 

von 3 m und die ganze Länge von ca. 170 m' b~seer ausnlit'z€m( zu· 

können ynd daa.S:~:a.ie: .. ~fiaiga!.be,_yoJ:k:::®gi?.f~h.:r:.59.0 . m2:: Land _durch· <.: 
. . .. . ... - -··-· _ .. •······ .. · ···~-- .. ... . . ·• ... ---·--. 

Vorverlegung der Baulinie dem Rechtsß.ti:g~.:t g~"t'T:J::.?.:@.i?tl!'~·§i§I_~I.l-. i~-~ :f.· 

G-§:?:icht schlagen_,soll. Auf jeden ,J~'all w~rdep. .dadurch, weder.. 
... . '·' . . . . . ,: . . ·, 

Eigentumsgarantie noch. ~Rechtsglei,q@ei t vel;'le:tzt;, dies_ wär:.e 
• • •••.• • .· .. . .. . . . •. .• . .. i ._. . • . •. • • - \ . . • • : : ) • .;~ c:- ._ .. · 

wohl eher. der ·Fall, wenn. man -nur dem einem Grundeige:r;~Jji.mer .ent-
. : . ·,_; .' :_' '.). ;_ ' 

gegenkommen wollte,. Auch der Staat ist auf;! ;finanz:j.,e;:I.lezn,. also ... 
... . ; . - · .. : -·l. ·- • .!.. :} ' .. ; ; .. _. ··: - . _(_:. 

beachtlichen Gründen daran in.teressi~rt, de.n, ;GrundeigentMm.,~rn. , "· 
I ' -~- .. • ,• . .;_ ·. -._ : ,!.._'_; •. • '. ' • ., 3 

en:tgegenlQ.ukommen,-. wo. es d-ie strassenbauliche;G. l,llld-.:ve:r.ke~s_tec}+-
~ I :" • . . ,,. • .. : :. ; •• 

nich~n Gesichtspunkte zulassE)n. Sachlich sind, .somi.t. die. ,Bin-.. . ... ·· ... · ',· . ' : •'· 

··· we;ndungen ungerechtfertigt. In der Einsprache _vom .Z.,..9~196,5 
: ·.. ... · . .., .: • ... _ ~ _- r · ~ . ; . 1 • • _ ... 

gegen den mit RRB 3168/1966 gen~hmigten Str~?,ssen-. 1Uld.~a._u]..inien,-
t . . . ' . ·. - . :· ... : . . : .: 

.Jll:l~~··ist übrigens die geringere Ausnützungsro,9?liq~eit w~gen 

der- strengeren Baulinien jenes Planes bedau~:rt ·w.:qr,c:len. 

Um auch'n6ch den Vorwli.rf der Verletzung hundesrechtlicher ·Sub...;; 

ventionsbE).stimmuilgen für -.schwei•zerische Haupt.strassen abzuklären, 
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wurde das Baulinienproblem auch dem Eidg •. Amt für Strass.en...;: und 
. . 

·Flussbau· in Bernunterbreitet. Im.Hinblick auf diegegebenen 

Verhältnisse hat diese.Am.tsstelle am 4.12.1970einem reduzierten 

·Baulinienabstand zugestimmt und auch die guten Grfuide fÜr d:i~ 
Planänderung bestätigt (s.S •. 7). Die Vorbehalte der Einspreqherin 

für den Fall einer spätern Aenderung der B~~inien zu ihrenUn

gunsten beruhen auf einer sachlich ß"!ll'ch p.ic~ts begründeten 

Hypothese. Es bestehen in der Tat weder Grund noch Anlass da:für, 

die Baulinie auf eine verhältnismäs~ig derart kurze Strecke. 

wieder abzuän~ern, d~ damit im Grunde-für die Strasse. nichts 

und städtebaulich nicht vi.el erreicht werden könnte. Der neue 

Baulinienabstand. beim. Gru.ndß.tück .Nr. 1367- ist sachlich rich..

tiger .als jener des Strassenplanes.l966,: abgesehen von der,finan

ziellen Seite der Sache. Uebrigens war die. Beschwerdeführerin 

nach RRB 3168/1966 über eine allfällige Reduktio.n der Baulinie 

- zu ihren Gunsten - auf dem laufenden. 

Aus all diesen Grü:t;J.den ist die Einsprache abzuweisen, .soweit 

darauf .. einzutre.f_en ist. 

3. Einsprache von Frau Dora Hert..,.Nagel,Olten, Eigentümerin von 

Grundbuch Solothurn Nr. 3500 
. . ~' . 

Die Einsprecherin beantragt, es seien die im angefochtenen Plan 

vorgesehenen Abänderungen nicht zu bewilligen und es sei längs 

der Liegenschaft der bisherige Strassen- und Baulinienplan in 
.. 

Kraft zu belassen. Nach dem neuen Plan werde das Trottoir auf 

der Südseite der Liegenschaft nach Norden erweitert, so dass 

es teilweise über das Eigentum der Einsprecherin führe •. Das im 

Jahre 1970 neu· ausgebaute Trottoir weise eine Breite von 1 •. 80 m 

auf; dafür sei das Land von der Einsprecherin aufgrund des ·ersten 

Planes abgetreten worden. Aufgrund jenes Planes seien auch die 

Liegenschaft der Einsprecherin am gegenwärtigen Standort erstellt 

und eine Terrasse mit unterirdischer Einstellhalle errichtet 

·worden. lYii t dem n(men Plan ·wolle man nun plötzlich das eben ·erst 

.. fertigerstell te Trottoir um 45 cm auf 2. 25 m erweitern~ Dazu 

c 

( 
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·be-stehe absolut·keine Notwendigkeit. Diese. Erwe:i,te;r-ung des Trot

toirs sei umso stossender, als seinerz·ei t bei der Abtretung des 

Landes die Trottoirbreite ausgiebig diskutiert worden sei, wor

auf dann die Einsprecherin ihr Bauvorhaben ausgeführt habe. Es 

kÖmme gerade.zu einer Schikane gleich, dass nUnm.ehr das Trottoir 

mi-f 45 cni über die Terrasse der Einsprecherin geführt werden 

solle. Die Einsprecherin stelle ausdrücklich fest, dass eine 

solche Erweiterung nicht im öffentlichen Interesse liege und 

dass deshalb ein Expropriationsgrund nicht bestehe. 

Zur Frage der Abänderung des Strassen:..- und Baulinienplanes vom 

Jahre 1966 wird auf die Ausführlichen, grundsätzlichen Fest

stellungen zur Einsprache Nr. 2 verwiesen. Bei der·:Fraek€9 der 

Abänderung des Trottoirs muss zugegehen werden;'"•~:c;l_~ßS _ßie Aend~

rungen wegen eines zeichnerischen ':Mangels des Bepauung$planes 

1966 vorgenommen werden mussten. Das Trottoir sollte r:i_chtiger

weise durchgehend eine Breite von 2. 25 m aufweisen ode::t;' doch 
. . 

später auf eine solche Breite ausgebaut werden können,_ wie dies 

weiter östlich und westlich der Fall ist. Die Richtigstellung 

dieses Fehlers und die F0stlegung einer angemessenen Trottcür ... ' 

breite im neuen Plan wird durch das öffentliche Interesse ohne 

weiteres gedeckt und kann nicht beanstandet werden. Soweit das 

Trottoir über die unterirdische Einstellhalle erweitert werden 

< soll, genügt die Einräumung eines öffentlichen Fusswegrechtes 

auf eine Breite von ca. 45 cm. Entlang der Südfassade des Ge

bäudes Nr. 29 müssten später einige m2 Land erworben-;·:wer.den~ 

Diese Verhandlungen bleiben ein~m späteren· Zeitpunkt ~orbeha1t~n. 
. . ·. . .. ··- .. : ':'. ·.::· '. 

Vorderhand handelt es sich um eine planliehe Sic}?.~rstellliffig.und 

um das Schaffen der Rechtsgrundlage. 

Die von der Einsprecherin an der mündlichen Verhandlung vom ... ,. . 

18.12.1970 aufgeworfenen Fragen betreffe.nd d;i.e _a:t.l::fällige Errich

tung einer Tankstelle und der Zu- und'Wegf~hrt.fü'i'Lieferanten .. 
we:r:den durch das kantonale Tiefbauamt zur Zeit noch ge_pr~ft. 

_ Sie sind ebenfalls nicht Gegenstctnd der Plangenehmigung •. 

... :. 
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-<'"Aüs di~sen Gründen ist. daher' die- Einsprache gegen den Plan ab

zuweisen,. ·soweit darauf einzutreten ist • 
. ~ . _;. ~- : 

IV. 
,. :··_.·: 

. Das--Planverfahren_ .wurde ordnungsgernäss durchgefüb.rt. Gegen den 

vorl~f1gende~~_.Plan .können keine haltbaren technischen Einwendun

gen erhobe:n, we:pden. Aus diesem Grunde ist der aufgelegte.Strassen

und Baulinienplan zu,genehmigen. 

Es wird 

beschlossen: 

1. Dem Strassen- :und Baulinie13.plan "Ausbau Luzernetrasse ( T 92) ( 

in Solothurn" wirC!- die Genehmigung erteilt. 

2. Die drei Einsprachen gegen diesen Plari werden abgewiesen 9 

soweit darauf einzutreten ist. 

3. Die auf dieser Teilstrecke der Luzernetrasse mit Beschluss 

Nr. 3168 v?m 17.6.1966 genehmigte Strassen- und Baulinie 
. . . 

wird durch d.en vorliegenden neuen ~l.a~ ersetzt und. aufgehoben. 

4. Für den Fall, dass mit den betreffenden Grundeigentümern über 

den Erwerb des erforderlichen Landes_ keine gütliche ·Einigung 

zustande kommt, wird das Expropriatio:rlsverfahren einge.lei tet. 

Das Bau-Departeme_nt. wird mit dem Vollzug beauftragt •. 

Der Staatsschreiber 

Bau-Departement (4) 
Jur. Sekretär des Bau-Departemerites RZ C3) · 
Kant. Tiefbauamt (5), mit 1 gen. Plan 
Kantonsing.-Stellvertreter, mit 1 gen. Plan 
Kant. Planungsstelle, mit 1 gen. Plan 
Kreisbauamt I, Solothurn 
Ammannamt der Einwohnergemeinde der Stadt (3), Solothurn, mit 1 

gen. Plan 
Stadtbauamt Solothurn (3) 
Präsident der Kant. Schätzungskommission,'Herrn Fritz Schürch, 

Dulliken 9 mit 1 gen. Plan 
Herren Dres. Fritz und Viktor Egger, Fürsprecher _und Notare, 

Gurzelngasse 3t; Solothurn~ ·als Vertri:fter der Erbengemeinschaft 
Renfer ( 2) EINSOHREIBEN .. . .. . . . . 

Herrn Dr. Fritz Re:Lnhardt, Fürsprech und Notar,-Gurzelngasse 27, 
Solothurn, als Vertreter der Stiftung Pensionskasse der Arbeiter 
der Gesellschaft der Ludw. von Roll'schen Eisenwerke AG, 
Gerlafingen (2) EINSCHREIBEN 
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Herrn Dr. Max Reber, Fürsprech und Notar, Gurzelngasse 12, Solothurn, 
als Vertreter von Dora Hert-Nagel, Olten (2) EINSCHREIBEN 

Amtsblatt (Publikation der Genehmigung 
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